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Sind Sie bei der Barmer versichert? 
Oder haben Sie eine Leserkarte der 
Freien Presse? Dann besitzen auch 
Sie ein vogtländisches Produkt, das 
eher klein und unauffällig ist: Eine 
Chipkarte aus dem Hause ComCard 
in Falkenstein. 
Bei seinem Besuch in der vergan-
genen Woche erfuhr Rolf Schwanitz 
aber noch mehr Interessantes über 
die Geschichte und die aktuellen 
Projekte dieses Unternehmens. 
1991 aus einer ehemaligen Drucke-
rei hervorgegangen, produziert 
ComCard heute mit 100 Mitar-
beitern Versichertenkarten für 
Krankenkassen, Kreditkarten, Kun-
denkarten und Identifikationskarten 

für die unterschiedlichsten Anwendungsbereiche. Diese Karten werden nicht nur hergestellt, 
sondern das Unternehmen bietet daneben auch umfassende Dienstleistungen von der Daten-
erfassung bis zum Versand der Karten mit einem entsprechenden Anschreiben direkt an den 
Kunden.  
Als Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesgesundheitsministerium interessierte sich Rolf 
Schwanitz natürlich besonders für das Engagement von ComCard bei den Tests zur Einfüh-
rung der elektronischen Gesundheitskarte. Die Erfahrungen und Probleme dabei wird Rolf 
Schwanitz direkt an die zuständigen Ministeriumsmitarbeiter weiterleiten. Zum Abschluss des 
Gespräches wurde vereinbart, bei diesem Thema weiter in Kontakt zu bleiben. 
Weitere Informationen zur elektronischen Gesundheitskarte unter: 
www.die-gesundheitskarte.de  
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In dieser 
Ausgabe: 
 
Neue Möglichkeiten des 
Energiesparens werden 
auf Seite 2 erläutert.  
 
Zudem beschäftigt sich Rolf 
Schwanitz dort in seinem 
Kommentar mit der Hal-
tung der CDU/CSU zum 
Diskriminierungsschutz. 
 
Auch im nächsten Jahr 
kann wieder ein vogtlän-
discher Jugendlicher im 
Rahmen des PPP für ein 
Jahr in die USA reisen. 
Mehr dazu auf Seite 2.  
 
Berichte über einen Berlin-
besuch von Schülern 
des beruflichen Schul-
zentrums e.o.plauen und 
über einen Besuch von 
Rolf Schwanitz bei der 
ARGE Plauen finden sich 
auf Seite 3.  
 
Um das zukünftige Ge-
sundheitssystem und die 
gegenwärtige Auseinan-
dersetzung um die DDR-
Geschichte geht es auf 
Seite 4.  
 
Riester hat Geburtstag!
Deshalb ist die Seite 5 dies-
mal ausschließlich der so 
genannten Riester-Rente 
vorbehalten. Dabei geht es 
auch um Besonderheiten 
der Riesterförderung bei 
Arbeitslosigkeit. 
 
Sachsen 2020: Einen Be-
richt vom sehr erfolgrei-
chen Zukunftskongress 
der sächsischen SPD in 
Dresden gibt es auf Seite 6. 
 
Dort sind auch die frechen 
Strolche und der Termin 
der nächsten Bürger-
sprechstunde zu finden. 
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Treppe statt Fahrstuhl 
Nicht nur in der Gesundheitspolitik, sondern auch wenn 
es um Umzüge geht, ist Rolf Schwanitz inzwischen ein 
Profi. Denn in den letzten sieben Jahren ist er mit sei-
nen Büros bereits siebenmal umgezogen. Da fiel der 
achte Umzug am vergangenen Sonntag nicht schwer. 
Das Bundesgesundheitsministerium verlegte an diesem 
Tag seinen Berliner Dienstsitz von der Wilhelmstraße in 
die Friedrichstraße. Rolf Schwanitz blickt nun von sei-
nem neuen Büro direkt auf den Friedrichstadtpalast. Er 
bedauert es nicht, dass er die ehemaligen Büroräume 
von Wilhelm Pieck am alten Dienstsitz des Bundesge-
sundheitsministeriums verlassen musste: "Das neue Bü-
ro ist sehr hell und moderner eingerichtet. Und die übli-
chen 'Umzugsprobleme' gehen auch bald vorbei." 
Schwanitz hat sich fest vorgenommen, häufiger die 
Treppe statt des Fahrstuhls zu benutzen: "Da mein neu-
es Büro in der fünften Etage liegt, lohnt sich das richtig. 
Und als Staatssekretär muss ich bei der Kampagne des 
BMG 'Bewegung und Gesundheit' schließlich mit gutem 
Beispiel vorangehen."  

Wie viele andere Mitglieder der Gesetzlichen Kranken-
versicherung hat auch Rolf Schwanitz eine von der 
vogtländischen Firma ComCard produzierte  Versi-
chertenkarte  

Möbelrücken im neuen Büro: Hier 
packt der Staatssekretär noch 
selbst mit an 



Kurz kommentiert 

SPD setzt sich durch 
 
Das Warten hat sich ge-
lohnt. Die Koalition hat sich 
jetzt auf ein neues Gesetz 
gegen Diskriminierung geei-
nigt. Und die SPD hat den 
Erfolg, dass dieses Gesetz 
sehr stark dem früheren 
Entwurf der rot-grünen 
Bundesregierung gleicht. 
Gewinner dieser Verständi-
gung sind jedoch vor allem 
die Betroffenen selbst. Auch 
im Zivilrecht werden Men-
schen künftig vor der Be-
nachteiligung wegen Rasse, 
ethnischer Herkunft, sexuel-
ler Identität, Religion und 
Weltanschauung, aber auch 
wegen Alter und Behinde-
rung geschützt. Besonders 
letzteres wurde von der 
CDU noch im letzten Jahr 
abgelehnt und blockiert. Bei 
"Massengeschäften", die 
üblicherweise ohne Anse-
hen der Person geschlossen 
werden, können Betroffene 
künftig Schadensersatz ver-
langen und häufig auch den 
Vertragsabschluss erzwin-
gen. Bei arbeitsrechtlicher 
Diskriminierung, etwa bei 
einer Einstellung oder Be-
förderung, können in Zu-
kunft, wie von der SPD ge-
wollt, auch die Betriebsräte 
klagen, wenn sich die Be-
troffenen nicht trauen. Die 
CDU musste bei diesem 
Kompromiss größere Kröten 
schlucken als die SPD. Das 
ist wohl wahr, aber es sind 
Kröten für einen guten 
Zweck. 
 
Rolf Schwanitz 
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die in selbst genutzte 
oder vermietete 
Wohnhäuser inves-
tieren. Dies können 
neben Privatpersonen 
auch Wohnungsun-
ternehmen, Woh-
nungsgenossen-
schaften, Städte, Ge-
meinden und Land-
kreise sein. Voraus-
setzung ist, dass das 
Haus vor dem 
31.12.1983 fertig ge-
stellt wurde und dass 

durch die Sanierungsmaß-
nahmen mindestens 40 kg 
CO2 pro Quadratmeter Ge-
bäudenutzfläche und Jahr 
eingespart werden. 
Wie wird gefördert? 
Sie erhalten ein langfristi-
ges Darlehen zu einem 
Zinssatz, der drei Prozent-
punkte unter dem Zinssatz 
marktüblicher Kredite liegt. 
Pro Wohnung können Sie 
50.000 Euro Kredit erhal-
ten. Wer durch die energe-
tische Sanierung seines Alt-

baus die Kriterien eines 
Neubau-Niveaus nach der 
Energieeinsparverordnung 
(EnEV) erreicht, muss 15 % 
der Darlehenssumme nicht 
zurückzahlen. Die Antrag-
stellung erfolgt über die 
Hausbank. 
Was wird gefördert? 
Gefördert wird eine ganze 
Reihe von Energieeinspar-
maßnahmen, wie z. B.: 
- Wärmedämmung an Au-
ßenwänden, Dach, Keller 
- Austausch oder Erneue-
rung der Fenster 
- Austausch der Heizung 
- Umstellung der Heizener-
gieträger 
Wo bekomme ich weite-
re Informationen? 
Die KfW hat ein telefoni-
sches Infocenter. Es ist 
Montag bis Freitag von 
7:30 Uhr bis 18.30 Uhr un-
ter der Telefonnummer 018 
01/335577 zu erreichen. 
Weitere Informationen im 
Internet unter: www.kfw-
foerderbank.de  

ein Praktikum in einem Be-
trieb zu absolvieren und am 
Unterricht an einem Com-
munity College teilzuneh-
men. Die Schülerinnen und 

Auch im nächsten Jahr 
kann wieder ein vogtländi-
scher Jugendlicher im Rah-
men des Parlamentarischen 
Patenschaftsprogramms 
(PPP) mit einem Stipendi-
um des Deutschen Bundes-
tages für ein Jahr in die 
USA reisen. Das PPP wird 
vom Deutschen Bundestag 
und dem Amerikanischen 
Kongress finanziert und soll 
insbesondere das Interesse 
der jungen Generation bei-
der Länder für einander 
wecken sowie das gegen-
seitige Verständnis fördern. 
Sowohl Schülerinnen und 
Schülern als auch jungen 
Berufstätigen wird über das 
PPP ein einjähriger Aufent-
halt in den USA ermöglicht. 
Sie wohnen in Gastfamilien 
und besuchen eine ameri-
kanische High School bzw. 
erhalten die Möglichkeit, 

Schüler müssen zum Zeit-
punkt der Ausreise  
(31.7.2007) zwischen 15 
und 17 Jahre alt sein 
(Geburtstage vom 1.8.1989 
bis 31.7.1992). Junge Be-
rufstätige sollten zu diesem 
Zeitpunkt ihre Berufsausbil-
dung abgeschlossen haben 
und zwischen 16 und 22 
Jahre alt sein (Geburtstage 
vom 1.8.1984 bis 
31.7.1991). Arbeitslose Ju-
gendliche mit abgeschlosse-
ner Berufsausbildung kön-
nen sich ebenfalls bewer-
ben. Das Bewerbungsfalt-
blatt kann im Wahlkreisbüro 
von Rolf Schwanitz, Frei-
heitsstr. 13, 08523 Plauen, 
Tel: 03741-134118 oder per 
Mail an rolf.schwanitz@wk. 
bundestag.de angefordert 
werden. Weitere Informati-
onen unter 
www.bundestag.de  
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Neue Möglichkeiten zum 
Energiesparen 

Mit Bundestagsstipendium ein Jahr in die USA 

Am 4. Mai war Rolf Schwa-
nitz zu Gast beim Vogtland-
radio. In einem Studioge-
spräch mit Moderatorin 
Claudia Bechert stellte er 
das CO2-Gebäudesanie-
rungsprogramm der KfW 
vor. Das Gespräch war live 
am Radio zu verfolgen. Für 
alle, die diese Gelegenheit 
verpasst haben, hier noch 
einmal die wichtigsten Fra-
gen und Antworten: 
Wer wird gefördert? 
Förderberechtigt sind alle, 

Ansatzpunkte für die energetische 
Gebäudesanierung 



Mittel für den Kampf ge-
gen den Rechtsextre-
mismus bleiben erhalten 
 
Die Bundesmittel für den 
Kampf gegen den Rechtsex-
tremismus werden 2007 
nicht gekürzt. Der Koaliti-
onsausschuss hat letzte 
Woche beschlossen, weiter-
hin 19 Millionen Euro jähr-
lich für Initiativen gegen 
Rechts auszugeben. Entge-
gen den früheren Plänen 
des zuständigen CDU-ge-
führten Bundesfamilien-
ministeriums werden diese 
Mittel nicht für Maßnahmen 
gegen Linksextremismus 
und islamistischen Extremis-
mus verwendet. Für diese 
Maßnahmen soll zusätzli-
ches Geld zur Verfügung 
gestellt werden. Rolf 
Schwanitz begrüßte diese 
Entscheidung des Koali-
tionsausschusses: "Ange-
sichts des offensichtlich er-
starkenden Rechtsextremis-
mus ist dies eine wichtige 
Nachricht. Damit setzen wir 
ein richtiges Signal." 
 
Schutz vor Falschbera-
tungen 
 
Das Bundeskabinett hat be-
schlossen, das Versiche-
rungsvermittlungsrecht neu 
zu regeln. Damit sollen die 
Verbraucher besser ge-
schützt werden. Der bislang 
frei zugängliche Beruf des 
Versicherungsvermittlers 
wird registrierungs- und er-
laubnispflichtig. Um die Er-
laubnis zu erlangen, muss 
der Nachweis fachlicher 
Kenntnisse erbracht wer-
den. Zum Schutz der Kun-
den wird der Abschluss ei-
ner Berufshaftpflicht erfor-
derlich. Geregelt sind auch 
Beratungs-, Informations- 
und Dokumentationspflich-
ten gegenüber den Kunden 
sowie die Haftung für eine 
Falschberatung. Wenn der 
Versicherer die uneinge-
schränkte Haftung über-
nimmt, besteht keine Er-
laubnispflicht. 

Kurz gemeldet 
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Einen Abstecher nach Berlin 
unternahmen am 9. Mai 
zwei Klassen des berufli-
ches Schulzentrums 
e.o.plauen. Auf dem Pro-
gramm stand dabei am 
Abend auch ein Besuch des 
Berliner Reichstagsgebäu-
des. Um 20 Uhr stellte sich 
dann Rolf Schwanitz noch 
den Fragen der 40 Schüle-
rinnen und Schüler. Diese 
waren trotz der späten 
Stunde bei der Diskussion 
mit dem Plauener Bundes-
tagsabgeordneten konzent-
riert und aufmerksam bei 
der Sache. Es ging unter 
anderem um die geplante 
Mehrwertsteuererhöhung 
oder die Frage, wie man 
einfache und verständliche 
Gesetze macht. Insgesamt 
dominierten aber lokale 
Probleme das Gespräch. So  

wurde über die Kreisfreiheit 
Plauens, die Situation der 
SPD vor Ort oder das Plau-
ener Jugendparlament dis-
kutiert. Auf eine Frage zu 
seiner DDR-Biographie hin 
berichtete Rolf Schwanitz 
von seinem Weg in die Poli-
tik: Als Parteiloser im Okto-
ber 1989 
zunächst 
in das 
Neue Fo-
rum und 
im No-
vember 
1989 in 
die da-
malige 
SDP. Mit-
reißend 
berichte-
te er den 
jungen 
Leuten 

über die Ereignisse im 
Herbst 1989 in Plauen. Of-
fenbar war dies für ihn poli-
tisch die spannendste Zeit. 
Nach der Diskussion hatte 
die Gruppe noch Gelegen-
heit, von der Reichstags-
kuppel einen Blick auf das 
nächtliche Berlin zu werfen.  
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Zu Gast bei der ARGE Plauen 

Der Herbst 1989 war eine spannende Zeit 

Seit Einführung der als 
"Hartz IV" bekannt gewor-
denen Grundsicherung für 
Arbeitssuchende ist es zur 
guten Tradition geworden, 
dass Rolf Schwanitz regel-
mäßig die vogtländischen 
ARGE'n besucht, um sich 
über aktuelle Probleme und 
Erfolge bei der Umsetzung 
zu informieren. In der ver-
gangenen Woche war er 
deshalb wieder einmal zu 
Gast bei der ARGE Plauen. 
Zu Beginn des Besuches 
bedankte sich Frau Thoß, 
Geschäftsführerin der ARGE 
Plauen, für die Unterstüt-
zung, die Rolf Schwanitz 
der ARGE im vergangenen 
Jahr zuteil werden ließ. Am 

anschließenden 
Gespräch nahm 
auch wieder der 
stellvertretende 
Geschäftsführer, 
Herr Chelvier, 
teil. Dabei wurde 
zunächst das 
Problem der ar-
beitslosen Ju-
gendlichen ange-
sprochen. Wie 
die Geschäftsfüh-
rerin erklärte, ist eine zu-
nehmende Zahl von ihnen 
trotz Sanktionen nicht be-
reit, Angebote der ARGE 
anzunehmen. In diesem 
Zusammenhang wurden die 
neuen Möglichkeiten durch 
die Änderung des SGB II 

ausdrücklich be-
grüßt. Ein weite-
res Problem ist 
die nach wie vor 
steigende Zahl 
der Bedarfsge-
meinschaften. 
Hier wird die Ur-
sache vor allem 
im konjunktur-
unabhängigen 
Übergang von 
Leistungsberech-

tigten vom Arbeitslosengeld 
zum Alg II gesehen. Aber 
auch über Erfolge gab es 
zu berichten. So wurde ein 
Modell entwickelt, bei dem 
die Arbeitssuchenden zu-
nächst in einer so genann-
ten Entgeltvariante bei ei-
nem Betrieb angestellt wer-
den. Der Anteil derer, die 
nach Ablauf der Förderung 
einen festen Arbeitsplatz 
erhalten, beträgt dabei 45 
Prozent. Rolf Schwanitz 
zeigte sich beeindruckt von 
dem Engagement der Mit-
arbeiter der Plauener ARGE 
und kündigte an, seine re-
gelmäßigen Besuche fortzu-
setzen. 

Diskussion mit Schülern des beruflichen Schul-
zentrums e.o.plauen im Reichstagsgebäude 

Entwicklung der Arbeitslosigkeit im 
Vogtland 

Entwicklung der Zahl der Bedarfsge-
meinschaften in Plauen 



Neue Pfandregelungen 
 
Seit 2003 gibt es die Pfand-
pflicht für Einweggetränke-
verpackungen, die Bier, Mi-
neralwasser und kohlensäu-
rehaltige Getränke enthal-
ten. Zum 1. Mai wurde die-
se bestehende Pfandpflicht 
auf kohlensäurefreie Erfri-
schungsgetränke, wie zum 
Beispiel Eistee und alkohol-
haltige Mischgetränke, ins-
besondere so genannte Al-
copops, ausgedehnt. Für 
die Verpackungen derarti-
ger Getränke muss künftig 
ebenfalls ein Pfand von 25 
Cent entrichtet werden. 
Pfandfrei bleiben Frucht- 
und Gemüsesäfte, Milch 
und Wein sowie ökologisch 
vorteilhafte Getränkeverpa-
ckungen wie Kartonverpa-
ckungen, Polyethylen-
Schlauchbeutel und Folien-
Standbodenbeutel. Außer-
dem fallen die so genann-
ten Insellösungen weg. Der 
Verbraucher kann die Ein-
wegverpackungen dann in 
allen Läden zurückgeben, 
die Getränke in der entspre-
chenden Materialart in ih-
rem Sortiment führen. Das 
heißt: Wer Getränkedosen 
in seinem Sortiment führt, 
muss Getränkedosen ab-
nehmen und das Pfand da-
für erstatten - und zwar un-
abhängig davon, wo das 
Getränk gekauft wurde. 
 
Allgemeines Gleichstel-
lungsgesetz kommt 
 
Der Koalitionsausschuss hat 
sich darauf geeinigt, das 
Allgemeine Gleichstellungs-
gesetz (AGG) zügig in das 
Gesetzgebungsverfahren 
einzubringen. Damit wird 
ein umfassender Diskrimi-
nierungsschutz erreicht. Er 
umfasst Benachteiligungen 
aus Gründen der Rasse 
oder wegen der ethnischen 
Herkunft, des Geschlechts, 
der Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der 
sexuellen Identität. 

Kurz gemeldet 
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und Provoka-
tionen versu-
chen ehemali-
ge Stasi-Mit-
arbeiter die 
Geschichte in 
ihrem Sinne 
umzuschrei-
ben. So 
schickte die 
"Gesellschaft 
für rechtliche 

und humanitäre Unterstüt-
zung e.V. (GRH)" - ein Ver-
ein ehemaliger DDR-Politi-
ker, Militärs und Stasi-
Mitarbeiter - Briefe an 
Schulen und diffamierte 
darin die Stasi-Opfer-Ge-
denkstätte in Berlin-Hohen-
schönhausen. Rolf Schwa-

nitz nahm dies zum Anlass, 
in einem Schreiben an sei-
ne Bundestagskollegen für 
die Arbeit der Gedenkstätte 
Berlin-Hohenschönhausen 
zu werben. Er hofft da-
durch zu erreichen, "dass 
noch mehr Bundestagsab-
geordnete das Angebot der 
Gedenkstätte für eigene 
Besuchergruppen nutzen" 
und bittet seine Kollegen 
die Schulen und Bil-
dungsträger im jeweiligen 
Wahlkreis auf die Gedenk-
stätte hinzuweisen und für 
einen Besuch zu werben. 
Informationen zur Gedenk-
stätte Berlin-Hohenschön-
hausen unter: 
www.stiftung-hsh.de 

Zahlreiche Buchpublikatio-
nen und öffentliche Auftrit-
te ehemaliger Stasi-Mitar-
beiter in jüngster Zeit zei-
gen schmerzhaft, dass die 
Auseinandersetzung um die 
DDR-Geschichte noch 
längst nicht beendet ist. 
Durch gezielte Kampagnen 

Sei te 4  

Deutsches Gesundheitswesen ist 
international hoch angesehen 

Schon vergessen? 

Wie wird das Gesundheits-
system in Zukunft ausse-
hen? Diese Frage sollte Rolf 
Schwanitz auf einer öffent-
lichen Veranstaltung des 
SPD-Ortsvereins Senften-
berg beantworten. Kerstin 
Weide, stellvertretende 
Vorsitzende des Ortsver-
eins, stimmte den Gesund-
heitspolitiker bei ihrer Be-
grüßung gleich auf die zwei 
wesentlichen Kernfragen 
der Gesundheitsreform ein, 
die demographische Ent-
wicklung und eine gerechte 
Lastenaufteilung zwischen 
den Generationen und Be-
völkerungsgruppen.  
Trotz seines straffen Ter-
minkalenders nahm sich 
Schwanitz viel Zeit, einen 
Überblick über den gegen-
wärtigen Stand der Koaliti-
onsgespräche zu geben. 
„Bis zur Sommerpause wer-
den die Gesundheitspo-
litiker ein Eckpunktepapier 
erarbeiten. Verhandelt wird 
über die Finanzierung der 
Krankenversicherung und 
über die Strukturreformen 
zur Begrenzung der Ausga-
ben im Gesundheitssektor“, 
so Rolf Schwanitz. 

Auch die 
Probleme 
und Mei-
nungsäu-
ßerungen der 
Veranstal-
tungsteilneh-
mer kamen 
nicht zu kurz. 
So äußerte 
eine Rentne-
rin ihr Unver-
ständnis dar-
über, dass 
junge Medi-
zinstudenten 
aus der Region sich schon 
jetzt dafür aussprechen, in 
die Forschung zu gehen 
und nicht als Arzt praktizie-
ren zu wollen, da sie diesen 
Beruf als nicht lukrativ ein-
schätzen. 
Im Laufe der Diskussion 
kam auch zum Ausdruck, 
dass jeder Anwesende nicht 
vergessen sollte, welch ho-
hen Stellenwert das deut-
sche Gesundheitssystem 
weltweit genießt. „Jeder 
Bürger kann darauf ver-
trauen, dass er im Notfall 
schnellstmöglich eine medi-
zinische Hilfe erfährt“, er-
läuterte Schwanitz.  

Um das auch weiterhin zu 
gewährleisten, werden grö-
ßere Veränderungen not-
wendig sein. „Ob dies aber 
die Einrichtung eines milli-
ardenschweren Fonds ist, 
aus dem sich künftig die 
gesetzlichen Krankenkassen 
finanzieren sollen, oder ob 
die Versicherung für Kinder 
künftig aus Steuermitteln 
bezahlt wird, über diese 
verschiedenen Ausgestal-
tungsmöglichkeiten wird in 
der Koalition in den nächs-
ten Wochen zu entscheiden 
sein“, sagte Schwanitz 
abschließend.  

Rolf Schwanitz nahm sich Zeit, die Fragen 
des Publikums zu beantworten 

Zellentrakt in der ehemaligen Stasi-
Untersuchungshaftanstalt Berlin-
Hohenschönhausen  
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Altersvorsorge trotz Arbeitslosigkeit 
Arbeitslosigkeit ist eine Situation, in der die Altersvorsorge 
besonders schwierig erscheint. In den folgenden Beispielen 
gehen wir deshalb auf einige Besonderheiten der Riesterför-
derung bei Arbeitslosigkeit ein: 
Fall 1: Ich habe einen Altersvorsorgevertrag und 
werde arbeitslos. 
Da Arbeitslose zum förderungsberechtigten Personenkreis 
gehören, kann der Vertrag grundsätzlich weitergeführt wer-
den. Allerdings wird der Mindesteigenbeitrag aus dem sozial-
versicherungspflichtigen Einkommen des Vorjahres errech-
net. Sollte das Arbeitslosengeld deshalb nicht ausreichen, 
den Mindesteigenbeitrag zu erbringen, so kann auch ein ge-
ringerer Betrag gespart werden. Dann verringern sich aller-
dings die Zulagen entsprechend. Im Folgejahr wird dann das 
Arbeitslosengeld zugrunde gelegt. Eine weitere Möglichkeit 
wäre, den Altersvorsorgevertrag ruhen zu lassen, d. h. bei-
tragsfrei zu stellen. Schließlich ist es auch möglich, den Ver-
trag zu kündigen. Davon ist jedoch abzuraten, da dann alle 
bis dahin erhaltenen Zulagen zurückzuzahlen sind. 
Fall 2: Ich habe einen Altersvorsorgevertrag und 
muss Alg II beantragen. 
Die Riester-Rente genießt einen besonderen Pfändungs-
schutz. Dies bedeutet im Einzelnen: Das angesparte geför-
derte Altersvorsorgevermögen, die Erträge, die laufenden 
Beiträge und der Anspruch auf Zulage sind nicht pfändbar, 
gehören nicht zur Insolvenzmasse und werden beim Alg II 
nicht als Einkommen oder Vermögen angerechnet. Sollte zu-
sätzlich zum Alg II ein kleines Einkommen vorhanden sein, 
werden die Beiträge vom anzurechnenden Einkommen abge-
zogen, der Anspruch auf Alg II erhöht sich damit um den 
entsprechenden Beitrag. 
Fall 3: Ich erhalte Alg II und möchte einen Altersvor-
sorgevertrag abschließen. 
Auch das ist grundsätzlich möglich. Wenn bereits im Vorjahr 
nur Alg II bezogen wurde, ist lediglich der so genannte So-
ckelbetrag in Höhe von 60 Euro pro Jahr zu zahlen, um die 
volle staatliche Zulage zu erhalten. Das sind gerade einmal 5 
Euro monatlich (siehe Beispiel in der nachfolgenden Tabelle 
für 2006, Ehepaar mit 2 Kindern, beide Ehepartner sind ar-
beitslos und haben einen eigenen Altersvorsorgevertrag). 

  Eigen-
beitrag 

Zulage Gesamt-
vorsorge 

Förder- 
quote 

Ehefrau 60 € 390 € 450 € 87 % 

Ehemann 60 € 114 € 174 € 65 % 

Gesamt 120 € 504 € 624 € 81 % 

auf vier Prozent des sozial-
versicherungspflichtigen 
Vorjahreseinkommens. 
Wichtig: Niemand muss die-
se Sparleistung allein auf-
bringen. Der Staat über-
nimmt mit den bis 2008 
ebenfalls schrittweise stei-
genden Zulagen schon ei-
nen Teil der Gesamtspar-
leistung. Die Eigenvorsorge 
besteht also aus dem Eigen-
anteil und der Zulage, die 
der Staat direkt in den Al-
tersvorsorgevertrag ein-
zahlt. Gewährt werden eine 
Grundzulage sowie eine 
Kinderzulage für jedes Kind, 
für das Anspruch auf Kin-
dergeld besteht. 
Bis Ende 2005 wurden mehr 
als 5,6 Millionen private 
Riester-Rentenverträge ab-

geschlossen. Dazu kommen 
noch etwa 3 Millionen Ver-
träge im Rahmen der be-
trieblichen Altersversor-
gung. Zum Vergleich: Mit 
dem 3. Vermögensbildungs-
gesetz wurde 1971 die kapi-
talbildende Lebensversiche-
rung in den Kreis der be-
günstigten Produkte aufge-
nommen. Im ersten Jahr 
der Einbeziehung belief sich 
der Versicherungsbestand 
auf 2,2 Millionen Verträge. 
Seinen Höhepunkt erreichte 
diese Art der Vermögensbil-
dung 1982 mit einem Be-
stand von 5,9 Millionen Ver-
trägen. Damit erweist sich 
die Riester-Rente als ein äu-
ßerst erfolgreiches Instru-
ment der zusätzlichen priva-
ten Altersvorsorge.  

Riester hat Geburtstag 
Vor fünf Jahren, am 11. 
Mai 2001, verabschiede-
ten Bundestag und Bun-
desrat das so genannte 
Altersvermögensgesetz 
und stellten so die Wei-
chen für die Einführung 
der Riester-Rente ab 
2002.  
 
Vor dem Hintergrund der 
demografischen Entwick-
lung hat die Bundesregie-
rung in den letzten Jahren 
wichtige Maßnahmen er-
griffen, um die Altersver-
sorgung langfristig zu si-
chern. Dazu gehörte auch 
die Einführung der staatli-
chen Förderung einer zu-
sätzlichen privaten Altervor-
sorge; die so genannte 
"Riester-Rente". Aber was 

verbirgt sich eigentlich hin-
ter dieser Förderung? Ganz 
einfach: Wer einen Teil sei-
nes Einkommens in den 
Aufbau einer bestimmten 
privaten zusätzlichen Al-
terssicherung investiert, er-
hält vom Staat Zulagen. Die 
Höhe der Zulagen richtet 
sich nach der Höhe der Ei-
genbeiträge. Wer seinen 
Mindesteigenbeitrag ein-
bringt, erhält die volle Zula-
ge. Wer den Mindesteigen-
beitrag nur teilweise er-
bringt (zum Beispiel 50 Pro-
zent), erhält eine anteilige 
Zulage (also in diesem Fall 
die Hälfte der Zulage). Die 
erforderliche Gesamtspar-
leistung (Mindesteigenbei-
trag plus Zulage) steigt bis 
zum Jahr 2008 schrittweise 

  2006 & 2007 ab 2008 

Anteil des Vorjahresein-
kommens einschließlich 
der Zulagen 

3 Prozent 4 Prozent 

Grundzulage für Allein-
stehende 

114 Euro 154 Euro 

Zulage für Ehepaare, 
jeder Partner hat einen 
eigenen Riestervertrag 

228 Euro 308 Euro 

Zulage für jedes Kinder-
geldberechtigte Kind 

138 Euro 185 Euro 

Entwicklung der Zahl der privaten Riester-Rentenverträge 



Die nächste Bürger-
sprechstunde: 
 
23.5.2006, 14-16 Uhr 
 
Alle Sprechstunden im 
Plauener Wahlkreisbüro in 
der Freiheitsstraße 13. 
Telefonische Anmeldungen 
unter 03741-134118. 

S ei t e 6  

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Tel: 030-22777937 
Fax: 030-22776937 
rolf.schwanitz@bundestag.de 

Rol f  Schwani tz  MdB 

Freiheitsstr. 13 
08523 Plauen 
Tel: 03741-134118 
Fax: 03741-708486 
rolf.schwanitz@wk.bundestag.de 

Sie finden mich auch im 
Internet: 

www.rolf-schwanitz.de 

Aus dem Terminkalen-
der von Rolf Schwanitz: 
 
12.5.2006, 18 Uhr, Mitglie-
derversammlung des VFC-
Plauen 
 
14.5.2006, 11 Uhr, SPD-
Sonderparteitag in Berlin 
 
15.5. - 19.5.2006, Sit-
zungswoche des Deutschen 
Bundestages in Berlin 
 
21.5.2006, 9 Uhr, 4. Deut-
scher Walkingtag in Bad 
Elster und Bad Brambach 
 
25.5.2006, 11 Uhr, 41. 
Jahrestagung der Deut-
schen Diabetes-Gesell-
schaft in Leipzig 
 
29.5.2006, 14 Uhr, Diskus-
sion mit einer Besucher-
gruppe aus dem Vogtland 
im Berliner Reichstag 
 
10.6.2006, 9 Uhr, Vogt-
landwanderung des SPD-
Ortsvereins Plauen über 
Jößnitz nach Syrau 

Wandel sowie Demokratie 
und Partizipation selbst 
mitdiskutieren. Die Refe-
rentenliste war dabei 
hochkarätig besetzt. 
Die Ergebnisse der Foren 
werden nun durch die 
Landtagsfraktion aufgear-
beitet. Unter Beachtung 
der gesellschaftlichen Rea-
lität und des stetigen Wan-
dels sollen nun Antworten 
und Lösungen auf die 
Schlüsselfragen des 21. 
Jahrhunderts gefunden 
werden. 
Alles in allem ist den Ver-
anstaltern mit dieser Zu-
kunftstagung gelungen, 
ein bemerkenswertes Pro-
gramm anzubieten. Und 
schließlich hatte nicht ein-
mal der Fraktionsvorsit-
zende selbst mit solch ei-
ner großen Resonanz ge-
rechnet. Die Wette um die 
Besucherzahlen hat Corne-
lius Weiss verloren und ist 
seiner Fraktion somit wohl 
einen Kasten Bier schuldig. 
Alle Interessierten lud er 
ein, sich am bevorstehen-
den offenen Diskussions-
prozess intensiv zu beteili-
gen, denn nur so könnten 
die bestmöglichen Lösun-
gen gefunden werden. 

Mit 600 Teilnehmern, inte-
ressanten Referenten, viel-
fältigen Foren und einem 
unterhaltsamen Abend-
programm ist der Land-
tagsfraktion der säch-
sischen SPD am 22. April 
in Dresden ein erfolgrei-
cher Auftakt zur Diskussi-
on um die zukünftige Posi-
tionierung der Partei und 
der Beantwortung von 
Schlüsselfragen für die Zu-
kunft unserer Gesellschaft 
gelungen. 
Nach der Begrüßung durch 
den Fraktionsvorsitzenden 
Cornelius Weiss gaben der 
sächsische Wirtschaftsmi-
nister Thomas Jurk, der 
sachsen-anhaltinische Fi-
nanzminister und Frakti-
onsvorsitzende Jens Bul-
lerjahn sowie Prof. Dr. Ju-
lian Nida-Rümelin, ehema-
liger Kulturstaatsminister, 
mit ihren Impulsreferaten 
den Anstoß zur Programm-
debatte der sächsischen 
Sozialdemokraten. Im An-
schluss konnten die Gäste 
der Veranstaltung in den 
Foren zu den Themen Bil-
dung, Kinder- und Famili-
enförderung, Arbeitslosig-
keit und demographischer 

Freche Strolche 

He Maxe, was hast'n du da 
an. Siehst ja aus wie 'ne 
Fledermaus! 

Das is keene Fledermaus 
Moritz, sondern das Kostüm 
für meinen Vorschlag für's 
Schanzenmaskottchen. 

Warum denn das, es gibt 
doch schon so gute Vor-
schläge, Maxe? 

Ach was Moritz, Arthur der 
Engel is zu lieb, d'r Moosma 
zu alt un Leo kann nich flie-
gen! 

Und was soll das für ein 
Maskottchen sein, Maxe? 

Na das is "Lenkman", d'r 
Landrat im Badman-
Kostüm, Moritz. 

Und warum gerade das Ma-
xe? 

Na erstens hat der d'e 
Schanz versorgt un zwei-
tens musser jetzt gegen de 
böse Kostenlawine kämp-
fen, Moritz. 

Ach so Maxe, da können 
Zaubertricks wirklich nicht 
schaden!  

Sachsen 2020: Zukunftskongress 
der sächsischen SPD in Dresden 

Forum 3: Moderatorin 
Maike Rademaker (Finan-
cial Times) und Bundes-
minister Tiefensee 


